
 

 

Lebenshilfe Castrop-Rauxel, Datteln, Oer-Erkenschwick, Waltrop e.V.  
 
 
Wahlordnung 

 

Diese Wahlordnung regelt die Bestimmungen zur Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrates durch die Mitgliederver-

sammlung gemäß §§ 7(2) a und 8 (3) der Satzung des Vereins Lebenshilfe Castrop-Rauxel, Datteln, Oer-Erkenschwick, 

Waltrop e.V. Danach beträgt die reguläre Amtszeit eines jeden Aufsichtsratsmitgliedes 3 Jahre. Die Wahl der Mitglie-

der des Aufsichtsrates erfolgt einzeln; Wiederwahl ist möglich. 

 

§ 1 Wahlanlass und Zeitpunkt 

 

(1) Eine Wahl hat stattzufinden 

a) nach Ablauf der regulären Amtszeit eines oder mehrerer Aufsichtsratsmitglieder; 

b) nach Rücktritt oder anderweitig begründetem Ausfall eines oder mehrerer Aufsichtsratsmitglieder; 

c) nach Abwahl eines oder mehrerer Aufsichtsratsmitglieder. 

 

(2) Eine Wahl ist unverzüglich durchzuführen, wenn durch das Ausscheiden eines oder mehrerer Aufsichtsratsmit-

glieder die Mindestmitgliederzahl des Organs unterschritten ist. 

 

(3) Eine Wahl ist für die auf ein Ausfallereignis folgende Mitgliederversammlung auf die Tagesordnung zu nehmen, 

wenn die Beschlussfähigkeit des Organs durch den Ausfall eines Aufsichtsratsmitgliedes nicht beeinträchtigt ist. 

 

§ 2 Verantwortung für die Vorbereitung und Durchführung von Wahlen 

 

Die  Verantwortung für die ordnungsgemäße Vorbereitung und Durchführung von Wahlen trägt der Vorstand. 

 

§ 3 Wählbarkeit 

 

(1) Wählbar sind volljährige Personen, welche 
 
  

- die Ziele des Vereins unterstützen; 
- das aktive und passive Wahlrecht im Sinne des BGB besitzen; 
- durch ihre fachliche und menschliche Eignung dazu beitragen können, dass betriebswirtschaftliche und fach-

liche Kompetenzen aus den wesentlichen Tätigkeitsfeldern des Vereins im Aufsichtsrat vertreten sind; 
- nicht zugleich ein Vorstandsmandat im Verein wahrnehmen oder in den letzten vierundzwanzig Monaten vor 

der Wahl wahrgenommen haben; 
- nicht zugleich bei dem Verein oder bei Unternehmen, an denen der Verein mit mehr als 10% beteiligt ist, 

angestellt sind oder in den letzten 24 Monaten vor der Wahl angestellt waren. 
 
 



 

 

(2) Die Mitgliedschaft im Verein Lebenshilfe Castrop-Rauxel, Datteln, Oer-Erkenschwick, Waltrop e.V. ist nicht Bedin-
gung für eine Kandidatur. 
 
(3) Voraussetzung für eine Kandidatur ist ein eintragungsfreies erweitertes Führungszeugnis. 
 
 
§ 4 Wahlvorschläge 
 
(1) Der Vorstand des Lebenshilfe Castrop-Rauxel, Datteln, Oer-Erkenschwick, Waltrop e.V. ruft die Mitglieder frühzei-
tig zur Einreichung von Wahlvorschlägen auf. Jedes Mitglied ist zur Abgabe von Wahlvorschlägen berechtigt. Berech-
tigt zur Abgabe von Wahlvorschlägen sind auch die Mitglieder des Aufsichtsrates und des Vorstandes, auch wenn sie 
nicht Mitglieder des Vereins sind. 
 
(2) Mit dem Aufruf zur Einreichung von Wahlvorschlägen sind der Termin der Mitgliederversammlung und das 
Schlussdatum der Kandidatenliste bekanntzugeben. Schluss der Kandidatenliste ist spätestens vier Wochen vor der 
Mitgliederversammlung. 
 
(3) Gültige Wahlvorschläge enthalten: 
 

- Name und Wohnort der vorgeschlagenen Person 
- gegenwärtige berufliche Tätigkeit 

 
 
(4) Der Vorstand erfragt unmittelbar nach Eingang der Wahlvorschläge die Bereitschaft der vorgeschlagenen Perso-
nen für eine Kandidatur. 
 
 
(5) Vorgeschlagene Personen bekunden ihre Bereitschaft zur Kandidatur durch die Abgabe einer schriftlichen Vor-
stellung beim Vorstand. Diese enthält: 
 

- eine Übersicht über die Tätigkeiten der letzten Jahre mit Lichtbild 
- Aussagen zu den Motiven für eine Kandidatur und den persönlichen qualifizierenden Kompetenzen 
- Aussagen zu persönlichen Zielsetzungen im Aufsichtsrat für den Fall der Wahl 
- eine schriftliche Erklärung der Bereitschaft für eine Kandidatur und die Annahme des Mandates für den Fall 

der Wahl. 
 
(6) Der Vorstand gibt die persönlichen Vorstellungen der Kandidat*innen den Vereinsmitgliedern mit der Einladung 
zur Mitgliederversammlung bekannt. 
 
 
(7) Kandidat*innen können in Abwesenheit gewählt werden, sofern die Voraussetzungen gemäß Absatz (5) dieser 
Wahlordnung erfüllt sind. 

 
 

§ 5 Wahlrecht 

 

(1) Wahlberechtigt sind alle Vollmitglieder des Vereins gemäß § 4 der Vereinssatzung. 

 

(2) Voraussetzung zur Stimmabgabe ist das persönliche Erscheinen zur Mitgliederversammlung. Briefwahl ist nicht 

möglich. 

 



 

 

(3) Die Stimmabgabe kann nur persönlich erfolgen, das Stimmrecht ist nicht übertragbar. 

 

(4) Ehepartner oder eingetragene Lebensgemeinschaften haben zusammen eine Stimme, soweit nicht jede Person 

für sich Vollmitglied ist. 

 

§ 6 Durchführung der Wahl 

 

(1) Zur Durchführung der Wahl kann ein Mitglied eines der Spitzenverbände des Vereins mit der Wahlleitung beauf-

tragt werden. Der Wahlleiter/die Wahlleiterin bestimmt vier Personen aus der Mitgliederversammlung zu Mitglie-

dern des Wahlausschusses. 

 

(2) Alternativ bestimmt die Mitgliederversammlung einen fünfköpfigen Wahlausschuss. Dieser wählt aus seiner 

Mitte eine/ Vorsitzende/n. 

 

(3) Der Vorstand stellt sicher, dass zur Stimmabgabe entsprechend der Anzahl der zu übertragenden Mandate 

Stimmkarten in unterschiedlichen Farben zur Verfügung stehen. Diese enthalten die Namen aller Kandidaten hinter 

entsprechenden Ankreuzfeldern. Die Stimmabgabe erfolgt durch Ankreuzen eines Namens; Stimmenthaltung kann 

durch Freilassen der Ankreuzfelder bekundet werden. Steht nur ein Kandidat zur Wahl, trägt die Stimmkarte zusätz-

lich die Ankreuzfelder  „Dagegen“ und „Enthaltung“. Vor Beginn der Mitgliederversammlung werden den wahlbe-

rechtigten Mitgliedern nach Prüfung der Wahlberechtigung die Stimmkarten entsprechend der Anzahl der erforderli-

chen Wahlgänge durch Verwaltungsmitarbeiter/innen des Vereins ausgehändigt.  

 

(4) Für jedes zu vergebende Mandat ist ein eigener Wahlgang durchzuführen; die Wahl erfolgt geheim, Stimmabgabe 

per Akklamation ist ausgeschlossen. Je Wahlgang sind ausschließlich Stimmkarten ein- und derselben Farbe zu ver-

wenden. Für eventuelle Stichwahlen sind Reservekarten in weiteren Farben vorzuhalten. 

 

(5) Die Stimmen sind nach Durchführung eines jeden Wahlganges auszuzählen. Gültig sind jeweils nur Stimmkarten, 

die  ein deutlich lesbares Kreuz in einem der vorgesehenen Ankreuzfelder enthalten. Stimmkarten mit mehreren An-

kreuzungen oder Zusätzen jedweder Art sind ungültig; in vorausgehenden Wahlgängen gewählte Kandidat*innen 

dürfen in folgenden Wahlgängen auf dem Stimmzettel durchgestrichen werden. 

 

(6) Gewählt ist, wer im jeweiligen Wahlgang mehr als 50% der Stimmen auf sich vereinigt. Erreicht keine der Kandi-

datinnen/ keiner der Kandidaten die absolute Mehrheit, findet zwischen den beiden Bestplatzierten eine Stichwahl 

statt. Bei Stimmengleichheit der Zweitplatzierten ist vorab eine Stichwahl durchzuführen. Zur Stichwahl notieren die 

Stimmberechtigten jeweils einen der beiden Namen der Stichwahlkandidaten auf einer eigens zur Stichwahl ausge-

gebenen Stimmkarte. Bei erneuter Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

 

 

 

 



 

 

§ 7 Bekanntgabe des Wahlergebnisses 

 

(1) Das Wahlergebnis wird unmittelbar im Anschluss an jeden Wahlgang durch den Wahlleiter bekanntgegeben. 

 

(2) Das Wahlergebnis kann innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses durch begründete 

Einsprüche beim Vorstand angefochten werden. Dieser entscheidet ggf. über Maßnahmen zur Abhilfe. 

 

(3) Die abgegebenen Stimmkarten sind bis zur Erledigung eventueller Einsprüche aufzubewahren. 

 

§ 8 Niederschrift 

 

(1) Über die Wahl und das Wahlergebnis ist eine Niederschrift zu fertigen, die vom Vorstand zu unterzeichnen ist. 

Diese Niederschrift ist Bestandteil des satzungsgemäß anzufertigenden Protokolls der Mitgliederversammlung. 

 

 

 


